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Der V III. Z ivilsenat des Bundesgerichts hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 5. April 1972 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Br. Haidinger sowie der Bundes­
r ic h te r  Mormann, Braxmaier, Br. Hiddemann und Hoffmann

für Hecht erkannt:

Ble Revision gegen das U rte il des 14. Z ivilsenats 
des Oberlandesgerichts Köln vom 10. Dezember 1970 
wird auf Kosten der Beklagten zurück ge wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Ble Beklagte b e tre ib t eine Autoschnellfähre zwi­
schen Bad m^ L * ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■ »  D&s Recht
der Beklagten, eine Fähre von nach
Bad -  also vom rechten zum linken Rheinufer «
zu betreiben, beruht auf e iner s e i t  unvordenklicher 
Zelt bestehenden privaten Fährgerechtigkeit. Ober das 
Recht, einen Fährbetrieb von Bad racb HflHB

vom linken zum rechten Rheinufer -  
zu unterhalten , haben die Parteien am 15. Oktober 1954 
einen sog. Fährpachtvertrag geschlossen, in  dem das 
klagende Land der Beklagten den Betrieb einer Fähre 
von Bad GfHHHHt nach g e s ta tte t ha t.
Ble M er für von der Beklagten zu zahlende Pacht bemlßt 
sich nach der Höhe der Bruttoeinnahmen der Beklagten. 
Ble Pacht betrug im Jahre 1965 etwa 80 000 BM%
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In einem Nachtrags vertrag vom 20./24. Dezem­
ber 1962 legten die Parteien fe s t, daß das Vertrags­
verhältnis bis zum 31. Dezember 1962 fortgesetzt 
wird und daß es sich jeweils um ein weiteres Jahr 
verlängert, wenn es nicht bis zum 30. September 
eines laufenden Pachtjahres gekündigt wird. Am 
16. Ju li 1965 kündigte die Beklagte den Pachtvertrag 
zum 31. Dezember 1965. Sie se tz te  den Betrieb der 
Fähre auch im Jahre 1966 fo r t , zahlt aber s e it  dem 
1. Januar 1966 keine Pacht mehr und e r t e i l t  dem 
Kläger auch keine Auskunft über die Höhe der jähr­
lichen Bruttoeinnahmen.

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger 
Auskunft über die Höhe der Bruttoeinnahmen der Be­
klagten im Jahre 1966 sowie Zahlung der sich h ie r­
nach ergebenden Pacht für das Jahr 1966.

Die Beklagte meint, der Fährpacht vertrag sei 
gemäß § 306 BGB n ich tig , weil der Kläger ih r in  
diesem Vertrag ein Recht verpachtet habe, das ih r 
b ere its  k ra ft Gemeingebrauchs am öffentlichen Ge­
wässer zustehe. Das s taa tliche  Fährregal, aus dem 
der Kläger sein Recht zur Verpachtung h e r le ite , ver­
stoße sowohl gegen das Grundrecht der B erufsfreiheit 
(Art. 12 Abs. 1 GG) als auch gegen den G leichheits­
satz (Art. 3 Abs. 1 GG). Da das Fährregal mit dem 
Grundgesetz unvereinbar s e i, herrsche auf dem Rhein 
Fährfreihei t .
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Das Landgericht hat den Auskunft ever langen des 
Klägers durch T e ilu r te il stattgegeben* Das Ober­
landesgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung 
der Beklagten zurück gewiesen* Mit der ReTlsion, 
deren Zurückweisung der Kläger beantragt, re r fo lg t 
die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter*

Entsoheldungsgcttnde:

1* Das Berufungsgericht hat zutreffend für die 
vorliegende Klage den ordentlichen Rechtsweg a ls  
gegeben angesehen* Insoweit erhebt die Revision 
auch keine Rüge* Das Pährregal 1st ein Vutzungsrecht 
des S taa tes, das den PrlTatrecht zugeordnet wird 
(RGZ 80, 19, 24; PrOTG 86, 347, 352 f f ;  Gierke, 
Deutsches P rivatrech t, 2*Bd* S. 396 ff)*  Wexm der 
S taat die Ausübung dieses Vutz ungerechte im Vege des 
Pachtverträge s einen privaten Unternehmen über lä d t, 
so wird damit eine re in  bürgerlloh-rechtliche Be­
ziehung zwischen dem S taat und dem Unternehmen be­
gründet (BGH U rte il vom 22* Dezember 1954 -  
VI ZR 228/53 -  nicht veröffen tlich t)*  Da das klagen­
de Land Ansprüche aus einem derartigen Pachtvertrag 
h e r le i te t ,  handelt es sich um eine bürgerliche Rechts­
s t r e i t ig k e i t  im Sinne des § 13 GTG*

II* VIe das Berufungsgericht weiterhin zu­
treffend  fe s tg e s te ll t  h a t, war der im Jahre 1954 ge­
schlossene Pährpacht vertrag  bis zur Kündigung der 
Beklagten wirksam* Auf Grund des s taa tlich en  Pähr- 
regals war das klagende Land berech tig t, der Beklagten
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das Recht zum Betrieb einer Fähre von Bad G| 
nach hM H B B  -  vom linken zum rechten 
Rheinufer -  zu verpachten«

1« Das Recht, an Wasserläufen Fähren zum gewerbs­
mäßigen Übersetzen zu halten , gehört s e it  a lte rs  zu 
den Regalien des Staates« In Preußen war dies für 
öffentliche Flüsse ln  § 51 I I  15 ALR ausdrücklich 
ausgesprochen. Allerdings sind durch Verleihung oder 
Verjährung (Ersitzung) häufig private Fährgerechtlg- 
keiten ent s t  gulden. Auf einer solchen privaten Fähr- 
gerechtigkeit beruht das Recht der Beklagten, eine 
Fähre vom rechten zum linken Rheinufer zu betreiben«
Im Jahre 1793 während der französischen Herrschaft 
in  den linksrheinischen Gebieten Deutschlands wurden 
sowohl das s taa tlich e  Fährregal a ls  auch die p r i­
vaten Fährgerechtlgkeiten am linken Rheinufer auf­
gehoben. Zur Wiederherstellung der Rechtseinheit be­
stimmte das Preußische Gesetz vom 4* Ju li 1840 
(PrGS S« 227) in  § 1 Abs. 1: "Das Recht, Gefäße zu 
halten , um das Übersetzen vom linken zum rechten 
Rheinufer gegen Bezahlung zu bewirken, so ll künftig 
nur vom Staate oder denjenigen, welchen er hierzu 
die Bewilligung g ib t, ausgeübt werdenH. Damit war 
das s taa tlich e  Fährregal auch für das linke Rhein­
ufer wieder in  Kraft gesetz t. Die a lten  Fährge­
rechtl gkeiten wurden jedoch nicht wieder neu begrün­
det« Der Staat hat auch nur wenige neue Verleihungen 
ausgesprochen« Er hat sich vielmehr in der Regel darauf 
beschränkt, die Fährberechtigung durch Verpachtung auf
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Private zu übertragen. So i s t  es zu erklären, daß 
heute zahlreiche Fähren am Hiederrbeln yom rechten 
zum linken Rheinufer auf Grund einer p rira ten  Fähr- 
gerechtigkeit betrieben werden, während sich ih r  
Recht zum Ober setzen vom linken zum rechten Ufer 
auf einen Pachtvertrag mit dem S taat gründet (vgl. 
zu d ieser Rechtsentwicklung Sandkaulen, Fährgerecht- 
same, ln  Düsseldorfer Jahrbuch 1925/26, S. 35 f f ;
Hahn., Das Fährenrecht am Hlederxheln, Dies. Köln 
1949, S. 28 f f ) .

Das Preußische Gesetz yom 4. Ju li 1840 wird 
ln  lordrhein-W estfalen noch heute als gü ltig  ange­
sehen (ygl. auch die yon Hordrhein-Westfalen heraus­
gegebene Preußische Gesetzsammlung S. 273 sowie 
§ 2 der Ter Ordnung über den Verkehr und den Betrieb 
der Fähren auf dem Rhein yom 11.3.1964, GV.HW.
S. 67). Das Preußische Wassergesetz yom 7. April 1913 
(PrGS S. 53) hat das Fährregal ausdrücklich unberührt 
gelassen ($ 397)* Als im Jahre 1921 durch Staatsver- 
tr&g die Wasserstraßen yon den Ländern auf das Reich 
übergingen, wurde das Fährregal yon dem Übergang 
ausgenommen (§ 1  Abs. 1 des S taatsyertrages, betreffend 
den Übergang der Wasserstraßen yon den Ländern auf das 
Reich, RGBl 1921, S. 961 )• Als Rechtsnachfolger Preufens 
i s t  das klagende Land nunmehr Inhaber des Fährregal8•

Der Begriff des Regals lä ß t sich  bis in  das 
M itte la lte r zurückyerfolgen (ygl. hierzu insbesondere 
Gierke aaO S. 396 f f ;  Badmra, Das Verwaltungsmonopol,
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1963, S. 39 ff)* Im M itte la lte r waren reg a lia  a lle  
dem König zustehenden Rechte, wobei kein Unterschied 
zwischen Hoheitsrechten und Privatrechten gemacht 
wurde* Im 16. Jahrhundert unterschied man zwischen 
höheren Regalien, den Hoheitsrechten des S taates, 
und niederen Regalien, den vom Staat mehr zu fä llig  
erworbenen und an Privatpersonen verleihbaren nutz­
baren Rechten* Im 19* Jahrhundert verengte sich  der 
Begriff des Regals auf die als p rlv a trech tlich  auf­
gelegten A usschließlichkeitsrechte des Staates* Zu­
gleich wurden ln  dieser Zeit die meisten Regalien 
aufgehoben* So wichen beispielsweise das Straßen- 
und Stromregal der Lehre von den öffentlichen Sachen 
im Gemeingebrauch und wurden durch die Straßen- und 
Wasserpolizei abgelöst, während ihre nutzbare S eite , 
die regalen Abgaben, abgeschafft wurden (Badura aaO 
S* 69)* Am Ende des 19* Jahrhunderts war das Regal 
aus der Rechtsordnung bis auf geringfügige Über­
res te  verschwunden* Zu diesen von Art* 73 EGBGB aus­
drücklich aufrecht erhaltenen Überresten gehört u.a* 
das Pährregal*

Die Regalien werden heute als ö ffen tlich -rech t­
lich  entstandene ausschließliche Nutzungsrechte des 
Staates verstanden, die nunmehr dem Privatrecht zu­
zuordnen sind (Gierke aaO* S. 399; Wolff, Verwaltungs­
recht I ,  8* A ufl., S. 107; RGZ 80, 19 , 24; PrOVG 86, 
347, 333)* Die Charakterisierung der Regalien als 
Nutzungsrechte wird aber ih re r  Bedeutung in  der
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Rechtsordnung nicht t o  11 gerecht« Heben Ih rer dem 
PrlTatrecht zuzuordnenden nutzbaren Seite erfü llen  
sie  auch eine Aufgabe» die nach dem heutigen Stand 
der Rechtswissenschaft dem öffentlichen Recht zuzu­
ordnen 1st« Auch ln  früherer Zelt haben die Regalien 
nicht nur der Brzielung Ton Einnahmen gedient, 
sondern auch der Durchsetzung Ton Anforderungen 
des Gemeinwohls (Gierke aaO S« 397)* Dies zeig t 
sich deutlich beim Straßen- und Stromregal« Diese 
beiden Regalien dienten dem S taat nicht nur als Ein­
nahmequelle, sondern regelten  auch die Benutzung der 
öffentlichen Wege und Gewässer« Während sie der Lehre 
Ton der öffentlichen Saohe im Gemeingebrauch gewichen 
sind, hat sich das Fährregal b is in  unsere Tage ge­
halten« Damit hat sich aber such seine doppelte Auf­
gabe als Eutzungsrecht und als Instrument zur lege lung 
der Benutzung einer öffentlichen Sache erhalten« Diese 
le tz te re  Funktion läß t sich aus der Sicht der heutigen 
Verwaltungmreohtslehre dahin beschreiben, daß das Fährregal 
den Betrieb einer Fähre Tom Gemeingebrauch am öffent­
lichen Gewässer ausnimmt und ihn zur Sandernutzung 
e rk lä rt (so ausdrücklich PrOYG 83 , 340 , 344; BGH U rte il 
t o b  22« Dezember 1934 -  VI ZR 228/33)« Daß diese öffent­
lich-rech tliche Aufgabe auch heute noch durch ein p r l-  
yates Nutzungsrecht des Staates wahrgenommen wird, und 
daß die Bewilligung einer Somdernutzung sich in der 
Form eines pri Tat recht liehen PachtTer träges t o  11 z ieh t,
1st ausschließlich h is to risch  zu erklären« Diejenigen 
Bundesländer, die ein s taa tlic h es  Fährregal n icht oder 
nioht mehr kennen, haben den Betrieb einer Fähre heute
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ausdrücklich als Sondernutzung am öffentlichen Ge­
wässer geregelt* So 1st beispielsweise in  § 13 
Abs* 1 Nr* 2 Vassergesetz für Baden-Württemberg 
vom 25* Februar I960 und ln  § 15 Nr. 2 Hess. Wasser­
gesetz vom 6. Ju li I960 das Errichten und Betreiben 
von Fähren zu einer Benutzung des Gewässers e rk lä rt 
worden, die der Erlaubnis oder Bewilligung nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz bedarf*

2* Die Revision meint, b e re its  der einfache 
(Bundes-)Gesetzgeber habe das Fährregal des klagen­
den Landes aufgehoben, indem er in § 5 Bunde swass er- 
straßengesetz (BWStrG) vom 2* April 1968 bestimmt 
habe, daß jedermann im Rehmen der Forschriften des 
Schiffahrtsrechts die Bundeswasserstraßen mit Wasser­
fahrzeugen befahren dürfe* Der Revision 1st zuzugeben, 
daß auch Fähren Wasserfahrzeuge sind* § 5 BWStrG e rk lä rt 
jedoch led ig lich  das Befahren der Wasserstraßen zum 
Gemeingebrauch* Der Betrieb einer Fähre geht über das 
bloße Befahren des Wassers weit hinaus* Zum Betrieb 
einer Fähre gehört das Errichten und Unterhalten von 
Landestellen am Ufer, das ständige Kreuzen des Längs­
verkehrs an einer bestimmten S telle  des Stroms und 
außerhalb der Betriebszeiten das Liegen der Fähren 
auf dem Strom* Vor allem wird m itte ls  einer gewerbs­
mäßig betriebenen Fähre eine straßenmäßige Verkehrs­
verbindung über den Wasserlauf hinweg eröffnet* Indem 
§ 5 BWStrG led ig lich  das Befahren der Bundeswasser­
straßen als solches zum Gemeingebrauch e rk lä rt hat, 
hat er e rs ich tlich  keine Regelung über das Unterhalten
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eines Fährbetriebes getroffen . Wenn das Bundes­
wasserstraßengesets die noch bestehenden Fährregale 
der Länder hätte  aufheben wollen» dann hä tte  d ies 
erheblich deutlicher la  Gesetz sum Ausdruck kommen 
müssen*

3. Entgegen der Ansicht der Revision verstößt 
das Fährregal -  jedenfalls insoweit» als es die 
Grundlage des zwischen den Parteien geschlossenen 
Pachtvertrages bildet» -  auch nioht gegen das Grund­
recht der B erufsfreiheit (Art. 12 Abs, 1 GG)*

a) Bas Fährregal g ib t dem Staat a llerd ings 
das Recht» die Fähren se lb s t a ls  sog* Staatsfähren 
zu betreiben. Insofern begründet das Fährregal ein 
Monopol des S taates. Auf Grund dieses Monopols 
könnte der Staat unter Ausschließung jeder privaten 
Konkurrenz eine Tätigkeit aus üben» die ohne das 
Monopol der p rlvat-w irtschaftllohen  Betätigung des 
einzelnen offenstünde (vgl. hierzu Kleiner» In s titu tio n  
des deutschen Yerwaltungs rechts» 8* Aufl* S* 341;
Schick» BöY 1962» 931 f ) .  Ob eine solche Monopolisierung 
des Berufs des Fährunternehmers mit Art* 12 Abs* 1 GG 
vereinbar is t»  erscheint zweifelhaft* Bie Monopolisierung 
eines Berufszweiges g re if t  s tärker ln  die Beruf s fre i h e it  
ein als eine sog* objektive Zulassungsbesohränkung im 
Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zu Art. 12 GG (vgl. hierzu BYerfGE 7» 577 f f ) .  Bie 
objektive Zulassungsbeschränkung führt nur zu einer 
zahlenmäßigen Beschränkung der Berufsangehörigen* Bie
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Monopolisierung dagegen sp errt den betroffenen 
Beruf v ö llig  für eine selbständige Betätigung und 
lä ß t den einzelnen nur die Möglichkeit, die be­
treffende Tätigkeit in  abhängiger Stellung als 
A ngestellter oder Arbeitnehmer des Staates aus­
zuüben. Ein derartiges Monopol läß t sich nur dann 
mit Art. 12 Abs. 1 GG rer einbaren, wenn der Schutz 
für ein  überragend wichtiges Gemeinschaftsgut 
diesen E ingriff in  die F re iheit der Berufswahl 
zwingend erfordert (BVerfGE 21, 245* 251; BVerwG,
BÖV 1970, 823; Hamann/Lenz, Grundgesetz, 3. A ufl., 
Art. 105 Anm. B 3; Badura aaO S. 339; Schick DÖV 
1962, 931 f f ) .  Wegen des Grundsdzes der Verhält­
nismäßigkeit 1st die Monopolisierung e rs t  dann 
g e rech tfe rtig t, wenn der Schutz der Gemelnsohafts- 
in teressen  nicht duröh weniger einschneidende Maß­
nahmen, wie etwa eine objektive Zulassungsbe­
schränkung, erreich t werden kann. Bas Berufungs­
gericht begründet die Verfassungsmäßigkeit des 
Fährregals im wesentlichen mit der Oberlegung, 
eine vernünftige Raumordnung gebiete es, daß der 
Staat m itte ls des Fährregals bestimmen könne, wo 
Fähren den Rhein überqueren so llen . Bieses Ziel 
lä ß t sich jedoch auch dadurch erreichen, daß der 
S taat den Betrieb einer Fähre von seiner Zulassung 
abhängig macht. Bie Sicherung einer vernünftigen 
Raumordnung erfordert es n ich t, daß der Staat die 
Fähren ln  eigener Regie b e tre ib t. Auch der Kläger 
vermag h ierfü r keine Gründe anzuführen. Es erscheint 
deshalb zw eifelhaft, ob das Fährregal insofern mit
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dem Grundrecht der fre ien  Berufswahl re r einbar 1 s t, 
a ls  es eine Monopolisierung des Berufs des Pähr- 
unternehmers en th ä lt. Biese Präge braucht jedoch 
h ie r nicht entschieden zu werden.

b) Im Yorllegenden Palle s teh t nur die Wirk­
samkeit des Pachtvertrages vom 15. Oktober 1954 
ln  P:rage. Bleser Vertrag i s t  b e re its  dann wirksam, 
wenn das Pährregal dem Staat jedenfalls das Recht 
g ib t, die Berechtigung sum Betrieb einer Pähre an 
B r i t te su verpachten. Rur ln  d ieser eingeschränkten 
Porm als Rechtsgrundlage für den Abschluß von Pacht­
verträgen über eine Pährberechtlgung 1st daher das 
Pährregal auf seine Verfassungsmäßigkeit su über­
prüfen. Weitere Befugnisse w ill auch der Kläger 
-  jedenfalls lm vorliegenden P a ll -  nicht ans dem 
Pährregal h e rle iten . Er beansprucht nicht den Be­
tr ie b  der Pähre von Bad GgHHHk a&dh 
flH B für sich , sondern nimmt led ig lioh  das Recht 
in  Anspruoh, die Berechtigung sum Betrieb dieser 
Pähre wirksam an die Beklagte verpachten su können 
(vgl. auch Mints e l ,  Bunde swasserstr aß enge se ts ,
$ 5 Ana. 5» der das Pährregal überhaupt nur noch 
ln  diesem Sinne v e rs teh t) .

Mit diesem Inhalt i s t  das Pährregal mit Art. 12 
Abs. 1 GG vereinbar. Als Rechtsgrundlage für den Ab­
schluß eines Pährpacht Vertrages wirkt das Regal wie 
eine objektive Zulassung s vor aus setsung im Sinne der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu 
A rt. 12 GG.
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Daß die gesetzlichen Bestimmungen über das 
Fährregal nicht unm ittelbar berufsregelnden 
Charakter haben, sondern unm ittelbar nur die Be­
nutzung der öffentlichen Gewässer durch den Be­
tr ie b  einer Fähre regeln, s teh t der Anwendung 
des Art. 12 Abs. 1 GG nicht entgegen. Denn der 
besondere Freiheitsraum, den Art. 12 sichern w ill, 
kann auch durch Vorschriften berührt werden, die 
infolge ih re r tatsächlichen Auswirkungen geeignet 
sind, die F re iheit der Berufswahl m ittelbar zu 
beeinträchtigen (BVerfGE 13» 181, 185» 22, 380, 
383)* Dies 1st beim Fährregal der F a ll. Indem 
es die Eröffnung eines Fährbetriebes an einem 
öffentlichen FluB vom Abschluß eines Pachtvertra­
ges mit dem Staat abhängig macht, beein träch tig t 
es in  erheblichem Maße den Zugang zu dem Beruf 
eines Fährunternehmers. Denn der Fährunternehmer 
1st zur Ausübung seines Berufes auf die Benutzung 
eines öffentlichen Flusses angewiesen. Private 
Gewässer dürften für die Errichtung von gewerb­
lichen Fähren kaum ln  Betracht kommen.

Der Gedanke, daß Art. 12 Abs. 1 GG als Frei -  
heitsrech t nur Schutz vor hoheitlichen E ingriffen 
ln  die B erufsfreiheit gewährt, aber keinen Anspruch 
auf Einräumung von Sondernutzungen gibt (Bachof 
ln  Bettermann/Hlpperdey/Scheuner, hie Grundrechte, 
Bd. I l l  1, S. 206; Schick DÖV 1962, 936), vermag 
das Fährregal gegenüber dem Grundrecht der Berufs­
f re ih e i t  nicht zu rech tfe rtigen . Denn die Frage,



ob eine bestimmte Benutzung einer öffentlichen Sache 
zum Gemeingebrauch gehört oder eine Sondernutzung 
d a r s te l l t ,  s teh t zur D isposition des Gesetzgebers«
DaB der Betrieb einer Fähre eine Sondernutzung des 
öffentlichen Gewässers 1 st, fo lg t nicht aus der Ma­
tu r  der Sache, sondern es 1st gerade die Folge davon, 
daß der Gesetzgeber den Fährbetrieb m itte ls  des 
Fährregals aus dem Gemeingebrauch herausgenomaen 
und zur Sondemutzung e rk lä rt hat« Die Erklärung 
des Fährbetriebs zur Sondernutzung durch den Gesetz­
geber s t e l l t  den hoheitlichen E ingriff in die Recht s- 
sphäre des einzelnen dar, der auf seine Vereinbarkeit 
mit dem Recht auf fre ie  Berufswahl zu überprüfen 1st« 
Folglich kann der Grundsatz, daß der einzelne keinen 
Anspruch auf die Einräumung von Sondernutzungen hat, 
n icht zur Rechtfertigung eben dieses E ingriffs dienen«

Da das Fährregal sich für den Beruf des Fähr- 
unternehmers wie eine objektive Zulassungsvoraus­
setzung aus w irkt, 1st es nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts nur dann mit Art« 12 Abs« 1 GG 
vereinbar, wenn diese Zulassungsbeschränkung zur Ab­
wehr nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher schwerer 
Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschafts­
gut zwingend erforderlioh i s t  (BVerfGE 7» 377ff)«
Als ein überragendes Gemeinschaftsgut hat das Bundes­
verfassungsgericht u«a« angesehen den Bestand und die 
W irtschaftlichkeit der Deutschen Bundesbahn (BVerfGE 11,
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168, 184), den Personenlinien verkehr (aaO S, 191) 
sowie die Punktionsfähigkeit des hinnenländischen 
Verkehrs (BVerfGE 16, 147, 172), wozu auch der Bau 
der Straßen und die Regelung ih rer Benutzung gehört.

Als überragend wichtiges Gerne in  schafts gut 1st 
im vorliegenden Palle zunächst die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Längsverkehrs auf dem Rhein anzu­
sehen, Dem Längsverkehr auf dem Rhein kommt große 
w irtschaftliche Bedeutung zu. Wegen der Schwierig­
k e it von Brems- und Ausweichmanövern auf dem Wasser 
s t e l l t  jede Fähre eine erhebliche Befahren quelle 
für den Längs verkehr dar, Schiffskollisionen haben 
o ft den Verlust von Menschenleben sowie die Ver­
nichtung beträch tlicher Sachwerte zur Folge, Der 
Gefahr von Kollisionen mit dem Längsverkehr kann und 
muß der Staat a llerd ings in  e rs te r  Linie dadurch be­
gegnen, daß er strenge Anforderungen an die Sicher­
h e it der Fährschiffe sowie an die Ausbildung und 
Zuverlässigkeit des Fährunternehmers und seines 
Personals s t e l l t  (vgl, dazu die Rheinfähren Ordnung 
vom 23.9. 1963, BGBl. I I  S. 1223).

Gleichwohl aber b ild e t jede neue Fährverbindung 
eine zusätzliche Gefahrenquelle für den Längs verkehr, 
die sich durch die Überwachung der Beschaffenheit 
der Fähre und der Zuverlässigkeit des Bedienungs­
personals zwar verringern, aber nicht beseitigen lä ß t. 
Wegen der überragenden Bedeutung des Längsverkehrs 
gegenüber dem Querverkehr erscheint es deshalb ge­
boten, daß der Staat die Zahl und den Standort der
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Fährbetriebe festlegen kann«

Vor allem aber d ien t das Fährregal, wie auch 
das Berufungsgericht zutreffend aus ge führt ha t, dem 
Schutz einer sinnvollen Raumordnung und insbesondere 
einer vernünftigen Verkehrsplanung« Jede Einrichtung 
einer Fähre s t e l l t  eine straBenmädige Verbindung 
über den Strom dar« Damit wird die Öffentliche Ver­
kehrsplanung unm ittelbar berührt« Die Anlegestelle 
muß sich in  das ö rtlich e  und überörtliche Straßen­
netz einfügen. Die zur Fähre führende Straßen müssen 
zur Aufnahme des möglicherweise beträchtlichen Ver­
kehrs, den die Fähre an d ieser S te lle  über den Strom 
erö ffnet, geeignet sein« Eine Fähre 1st s te ts  an der 
S te lle  des Stroms einzurichten, wo sie dem Verkehrs­
bedürfnis der Allgemeinheit am besten dient« Würde 
man die Errichtung einer Fähre nicht von einer 
staa tlichen  Zulassung abhängig machen, so könnten 
die Interessen der Allgemeinheit an einer geordneten 
Verkehrsführung nicht ausreichend berücksichtigt 
werden« Alsdann würde der Standort der Fähre mög­
licherw eise davon abhängen, wo der Fährunternehmer 
zu günstigen Bedingungen ein üfergründetück für den 
Zugang zur Anlegestelle hat erwerben oder mieten 
können« Im In teresse der Allgemeinheit muß auch ver­
mieden werden, daß an einem Ort mehrere kleine Fähr­
betriebe e rr ic h te t werden, obwohl dem Verkehrsbedürf­
n is  mit einer einzigen le istungsstarken Fähre besser 
gedient 1st« Hinter diesen Gemeinschaftsinteressen
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hat das Grundrecht des einzelnen auf fre ie  Wahl eines 
bestimmten Berufes zurück zu tre te n . Im In teresse einer 
geordneten Raum- und Verkehrsplanung muß der Staat 
das Recht haben, zu bestimmen, wo der Rhein von Fähren 
überquert werden s o ll .  Biesen Zweck kann nur eine ob­
jek tive  Zulassungsvoraussetzung erfü llen . Subjektive 
Zulas sung s vor aus Setzungen und Vorschriften über die 
Berufsausübung sind hierzu nicht geeignet.

Baß der Fährunternehmer für die Gestattung des 
Fährbetriebes eine Paoht an den Staat entrichten muß, 
verstößt ebenfalls nicht gegen Art. 12 Abs. 1 GG.
Bie Pacht s t e l l t  das Entgelt dafür dar, daß der Staat 
dem einzelnen mit der Übertragung der Fährberechtigung 
eine sichere Erwerbsquelle zur Verfügung s t e l l t .  Beim 
das Fährregal wirkt sich zugunsten des Pächters als 
Konkurrenz schütz aus. Es 1st sachgerecht, wenn der 
Staat für die Gewährung dieser geschätzten Rechts­
position ein Entgelt verlangt. Bie F re iheit der 
Berufswahl würde hierdurch nur dann berührt, wenn die 
Pacht es den Berufsbewerbern wegen ih re r Höhe w irt­
schaftlich  unmöglich machte, den gewählten Beruf zur 
Grundlage ih re r Lebensführung zu machen (vgl. zu dem 
ähnlich gelagerten Problem der Schankerlaubnissteuer 
BVerfGE 13, 181 f f ) .  Baß der von dem klagenden Land 
verlangte Pachtzins unverhältnismäßig hoch i s t ,  i s t  
dem Vorbringen der Beklagten nicht zu entnehmen.
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Der Umstand, dad das Land Hordxhein-Westfalen 
die Genehmigung zum Betrieb einer Fähre ln  der Form 
eines p rivatrechtlichen  Paohtrer träges e r t e i l t  und 
nicht -  wie beispielsw eise Baden-Württemberg und 
Hessen -  in  der Form einer ö ffen tlich-rech tlichen  
Bewilligung einer Sondernutzung, s t e l l t  keine ver­
fassungsrechtlich unzulässige Erschwerung des Zu­
gangs zum Beruf des Fährunternehmers dar* Es l ie g t 
grundsätzlich im Ermessen des Gesetzgebers, welchen 
der beiden Wege er zur Regelung des Fährbetriebs wählt* 
Ladder Landesgesetzgeber es bei der überkommenen p r i­
vatrechtlichen Regelung des Fährregals belassen h a t, 
bedeutet für den einzelnen Berufsbewerber keine Er­
schwerung im Vergleich zu einer ö ffen tlich -rech t­
lichen Regelung* Denn auch bei der ö ffen tlich -rech t­
lichen Aus ge s t  altung hat der Berufs bewerber keinen 
Anspruch auf Einräumung der von ihm begehrten Sonder­
nutzung (vgl* Sleder/Zelt i e r , .Wasserhaushaltsgesetz 
§ 6 Rdnr* 2; Marschall, Bunde sfer ns t r  aß enge s e t z ,
3* Aufl* § 8 Rdnr* 31)* Ob der Fährunternehmer im 
Falle der Ö ffentlich-rechtlichen Regelung nach dem 
derzeitigen nordrhein-westfälischen Wasserrecht eine 
dem Pachtzins vergleichbare Gebühr für die Einräumung 
der Sondernutzung zahlen müßte, kann dahinstehen*
Denn, wie b e re its  dargelegt wurde, s t e l l t  der von der 
Beklagten unter der Herrschaft des Fährregals zu 
zahlende, seiner Höhe nach am Umsatz o rie n tie r te  
Pachtzins keine verfassungsrechtlich unzulässige Er­
schwerung des Zugangs zum Beruf des Fährunternehmers 
dar* Im Übrigen h ä tte  der Gesetzgeber jederzeit die
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Möglichkeit, fü r die Gestattung der Sondernutzung 
eine entsprechende Sondernutzungsgebühr einzuführen.

Als Ergebnis i s t  somit fe s tzu ste llen , daß das 
Fährregal des klagenden Landes jedenfalls insoweit, 
a ls  es die Unterhaltung eines Fährbetriebes über 
den Rhein vom Abschluß eines Pachtverträges mit dem 
Staat abhängig macht, mit Art. 12 Abs. 1 GG verein­
bar i s t .

4. Paß das Fährregal des klagenden Landes nicht 
gegen den G leichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) verstößt, 
hat das Berufungsgericht ebenfalls zutreffend aus- 
geführt. Diese Ausführungen des Berufungsgerichts 
werden von der Revision nicht angegriffen. Der 
G leichheitssatz verb ie te t die w illkürliche Ungleich­
behandlung gleicher oder im wesentlichen gleicher 
Tatbestände. Er steh t einer Ungleichbehandlung von 
Längs Schiffahrt und Fährverkehr jedoch e rs ich tlich  
nicht entgegen. Die Längsschiffahrt benutzt die 
Wasserstraße als eine das Land durchziehende Ver­
kehrsader, um Personen und Güter über längere Ent­
fernungen zu befördern. Der Fährverkehr dagegen 
schafft eine straßenmäßige Verbindung von Ufer zu 
Ufer, um das Hindernis zu überwinden, das der Wasser­
lau f für den Straßenverkehr b ild e t. Schon die Ein­
fügung des Fährbetriebs in  das angrenzende Straßen­
netz re c h tfe r tig t es, den Fährverkehr im Unterschied 
zur Längsschiffahrt aus dem Genelngebrauch am öffent­
lichen Wasserlauf herauszunehmen.
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III*  Durch die Kündigung dar Beklagten i s t  der 
Pachtvertrag der Parteien am 31. Dezember 1963 be­
endet worden« Das Berufungsgericht hat die Toraus­
setzungen für eine Verlängerung des Pachtverhält­
nisses gemäß §§ 381 Abs« 2, 368 BGB zutreffend ver­
n e in t. Da die Beklagte die Fähre auch im Jahre 1966 
weiter betrieben ha t, schuldet sie  gemäß § 397 BGB 
als Entschädigung für die Torenthaltung des Pacht-  
gegenständes w eiterhin den vereinbarten Pachtzins«
Damit die Klägerin die Höhe der von den Betriebs­
einnahmen abhängigen Pacht errechnen kann, 1st die 
Beklagte gemäß § 242 BGB zur Erteilung einer Aus­
kunft über ihre Einnahmen verpflich tet«

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs« 1 ZPO.

Dr. Hai dinger Mormaxm Braxmaier

Dr. Hiddemann Hoffmann
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